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Abschrift 


An den 

Herrn -Bundeskanzler 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 162. Sit- 
zung am 20. Juli 1956 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deut- 
schen Bundestag am 28. Juni 1956 verabschiedeten 

Gesetzes über die Feststellung des Bundeshaus- 
haltsplans für das Rechnungsjahr 1956 
(Haushaltsgesetz 1956) 

einen Antrag gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes nicht zu 
stellen. 

Der Bundesrat hat bisher stets davon abgesehen, wegen des Bundes- 
haushalts den Vermittlungsausschuß anzurufen. Aus der Tatsache, 
daß der Bundesrat dies auch beim Haushalt für das Rechnungsjahr 1956 
nicht tut, darf nicht auf seine Zustimmung zu allen Punkten des 
Bundeshaushalts geschlossen werden. Der Bundesrat nimmt mit Be- 
friedigung davon Kenntnis, daß der Bundestag seinen Änderungs- 
vorschlägen beim ersten Durchgang — BT-Drucksache 1900 An- 
lage 2 — in größerem Umfange als in den Vorjahren gefolgt ist. 
Bedenken gegen die vorliegende Fassung ergeben sich aber daraus, 
daß der Bundestag andere Änderungsvorschläge des Bundesrates zur 
Regierungsvorlage nicht berücksichtigt hat. Die Bedenken beziehen 
sich ferner auf einige Ansätze, die der Bundestag in die Regierungs- 
vorlage neu eingefügt hat. Schließlich ist der Bundesrat der Auf- 
fassung, daß der Bundeshaushalt hinreichende Möglichkeiten enthält, 
seine Steuersenkungsvorschläge — insbesondere wegen des Notopfers 
Berlin — zu verwirklichen. 


gez. von Hassel 


Bonn, den 20. Juli 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 6. Juli 1956 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


von Hassel 
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